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Der Protest gegen das geplante Tarifeinheitsgesetz 

Abnicken ist nicht
Von  Peter Nowak

In Frankfurt wurde gegen das geplante Gesetz zur Tarifeinheit demonstriert.

»Wir sind nicht alle, es fehlen die Proletarier!« Diese Variation einer Parole skandierte eine
Gruppe bei der Demonstration »Rettet das Streikrecht«, die am Samstag in Frankfurt
stattfand. »Wie kann es sein, dass bei Blockupy mehr als 20 000 Menschen in Frankfurt
auf die Straße gehen und einen Monat später, wenn es um die Verteidigung des
Streikrechts geht, sind es gerade mal 700?« fragte ein Mitglied der Freien Arbeiterunion
(FAU). Die Basisgewerkschaft war zahlreich vertreten und brachte mit ihren schwarzroten
Bannern Farbe in die Demonstration. Nicht so bunt waren die Fahnen der
Bahngewerkschaft GDL. Doch die Gewerkschaft, die in den vergangenen Monaten gezeigt
hat, dass Streiks auch heutzutage mehr als nur ein Medienevent sein und tatsächlich Teile
des öffentlichen Lebens lahmlegen können, hat sich von Anfang an am Bündnis »Rettet
das Streikrecht« beteiligt. Es richtet sich gegen ein Gesetz mit dem irreführenden Namen
»Tarifeinheit«, mit dem kämpferischen Gewerkschaftern die Arbeit erschwert werden soll.

»Entgegen allen Beteuerungen aus den Reihen der Großen Koalition und des DGB wird mit
diesem Gesetz das Streikrecht massiv eingeschränkt, indem mit Mehrheitsbestimmung
zwei Klassen von Gewerkschaften entstehen: die einen, die noch streiken dürfen, und die
anderen, die bestenfalls Tarifergebnisse, die andere ausgehandelt haben, abnicken
dürfen«, brachte Wilma Meier vom Bündnis »Hände weg vom Streikrecht« ihre Ablehnung
auf den Punkt.
Doch nicht nur die gegen Politiker, die das Gesetz vorantreiben, richten sich die
Demonstranten. Auch der DGB und die Einzelgewerkschaften IG Bau und IG Metall werden
attackiert, weil sie die Tarifeinheitsinitiative unterstützen. Die IG Metall hat intern
versucht, Kritik zu unterbinden; so sollte auf Seminaren eine Diskussion über die
Tarifeinheit verhindert werden. Viel Applaus erhielt Christiaan Boissevain, IG-Metall-
Mitglied aus München, der die Tarifeinheitsinitiative als »großen Angriff auf das Streikrecht
im europäischen Rahmen« bezeichnete. Auch andere Redner wiesen darauf hin, dass in
vielen europäischen Nachbarländern Einschränkungen des Streikrechts bereits in Kraft
oder in Vorbereitung sind.
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So schreibt das italienische Streikrecht vor, dass Bahngewerkschaften Ausstände
mindestens fünf Tage vorher ankündigen müssen. Zudem muss die Gewerkschaft eine
»Grundversorgung« garantieren, während des Berufsverkehrs müssen Züge fahren. Auch
hierzulande träumen konservative Medien und Unternehmerverbände von einem
Streikrecht mit strengeren Regeln. Solche Vorstellungen finden sich auch im
Positionspapier »Für ein modernes Streikrecht – Koalitionsfreiheit sichern –
Daseinsvorsorge sicherstellen« der CSU, das für Aufregung bei Verdi sorgt. Sollten die
Pläne der CSU realisiert werden, wäre das Streikrecht »nur noch formal vorhanden, aber in
der Praxis ausgehebelt und unwirksam«, heißt es in einer Erklärung von Verdi Bayern.

Auf der Demonstration wurden weitere Beispiele für Einschränkungen von
Gewerkschaftsrechten genannt. So sorge in Griechenland die Austeritätspolitik der Troika
nicht nur für eine massive Verarmung der Bevölkerung, sondern auch für eine
Aushebelung von Tarif- und Gewerkschaftsrechten. In Spanien seien zahlreiche
Gewerkschafter von langen Gefängnisstrafen bedroht, weil sie sich an Streikposten
beteiligt hatten. Ausgangspunkt der dortigen Repression gegen Gewerkschafter war der
landesweite Streik im März 2012. Er wurde europaweit von linken Gruppen unterstützt. In
Deutschland entstand das M31-Netzwerk, das einen Aufruf zur Unterstützung eines
europaweiten Generalstreiks verfasste. Debattiert wurde über ein emanzipatorische
Antwort auf die Austeritätspolitik. Vielleicht wäre es an der Zeit, diese Diskussion unter
dem Gesichtspunkt der europaweiten Verteidigung von Streiks- und Gewerkschaftsrechten
neu zu führen.
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